
gesetzliche wöchentliche Arbeitszeit überschritten 
wird.
Anspruch auf Lohn für Ü. und auf einen Überstun­
denzuschlag in Höhe von 25 Prozent des Tariflohnes 
haben alle Werktätigen mit Ausnahme der Betriebs­
leiter, der leitenden Mitarbeiter und anderer Mitar­
beiter mit besonders hoher Verantwortung. Wer zu 
diesem Personenkreis gehört, wird im RKV verein­
bart. Angestellte, deren Arbeitsaufgaben Hoch­
oder Fachschulqualifikation erfordern, haben eben­
falls keinen Anspruch auf Lohn und Zuschläge für 
Ü., ihnen wird jedoch entsprechende Freizeit ge­
währt. Auch Werktätige mit Anspruch auf Bezah­
lung für Ü. können, wenn sie einverstanden sind, 
statt des Lohnes entsprechende Freizeit erhalten 
(Überstunden „abbummeln“); der Zuschlag von 
25 Prozent ist ihnen trotzdem zu zahlen (§§ 177, 178 
AGB).

Übertragung einer anderen Arbeit / vorübergehen­
de Übertragung einer anderen Arbeit

Überweisung - vom kontoführenden / Kreditinsti­
tut im Auftrag des Inhabers eines Kontos vorgenom­
mene Abbuchung von diesem Konto zur Gutschrift 
auf einem anderen. Für den Ü.auftrag werden die 
entsprechenden Vordrucke verwendet. Die Ü. ist 
vor allem zum Begleichen von Einzelrechnungen 
zweckmäßig und zur Erfüllung von / Geldforderun­
gen, die zwar regelmäßig entstehen, aber sowohl in 
ihrer Höhe als auch im Fälligkeitstermin unter­
schiedlich sind. Die Ü. wird über das einheitliche 
Verrechnungsnetz zwischen den Kreditinstituten ab­
gewickelt und gilt mit der Gutschrift auf dem Konto 
des Zahlungsempfängers als abgeschlossen. И Ab­
buchungsverfahren / Dauerauftrag

Umgangsbefugnis - nach / Ehescheidung dem nicht 
erziehungsberechtigten Elternteil zustehende Be­
fugnis zum persönlichen Umgang mit seinem Kind 
(§27 FGB). Die Ehescheidung und die mit ihr ver­
bundene Entscheidung darüber, welcher Elternteil 
künftig das / Erziehungsrecht allein ausübt, heben 
in der Regel die persönlichen Bindungen zwischen 
dem Kind und dem anderen Elternteil nicht auf. Die­
se Bindungen trotz beendeter Ehe für die weitere Er­
ziehung und Entwicklung des Kindes zu nutzen ist 
Sinn der U. Deshalb versucht das Gericht im / Ehe­
scheidungsverfahren eine übereinstimmende Hal­
tung der Eltern zum Umgang herbeizuführen. Wie 
die U. dann konkret ausgeübt wird, darüber müssen 
sich die Eltern - meist von Zeit zu Zeit erneut - ver­
ständigen. Unstimmigkeiten treten dabei vor allem 
dann auf, wenn sie die Probleme und Konflikte, die 
zur Scheidung führten, auch danach noch zu Lasten 
des Kindes auszutragen versuchen. Kommt ein Er­
ziehungsberechtigter seiner Pflicht nicht nach, den 
Umgang zu ermöglichen, weil er für sich in Anspruch 
nimmt, darüber zu entscheiden, ob der geschiedene 
Partner mit dem Kind Kontakt haben darf, so wider­
spricht das dem Gesetz. Eine Möglichkeit, den Um­
gang mit dem Kind zu erzwingen, besteht jedoch 
nicht. Auf Antrag des Nichterziehungsberechtigten
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kann aber das Organ der / Jugendhilfe tätig wer­
den, ebenso dann, wenn der Erziehungsberechtigte 
dies beantragt, weil durch die Ausübung der U. die 
Erziehung des Kindes gestört wird. Die Eltern kön­
nen sich auch dann an die Jugendhilfe wenden (ge­
meinsam oder einzeln), wenn sie anderweit Hilfe bei 
der Einigung über die U. benötigen. Im Mittelpunkt 
der Einflußnahme der Jugendhilfeorgane steht im­
mer die Unterstützung der Eltern mit dem Ziel, sie 
im Interesse des Kindes zur eigenverantwortlichen 
Lösung ihrer Probleme zu befähigen. Es kann die U. 
befristet oder unbefristet ausschließen. Vorausset­
zung dafür ist der Nachweis, daß durch den Umgang 
die Erziehung des Kindes gestört oder seine Ent­
wicklung gefährdet wird. Einzelheiten dazu enthält 
die Richtlinie Nr. 5 des Zentralen Jugendhilfeaus­
schusses zu den Aufgaben und der Arbeitsweise der 
Organe der Jugendhilfe im Zusammenhang mit dem 
Umgang des Nichterziehungsberechtigten mit dem 
Kind nach der Ehescheidung (§ 27 Abs. 2 FGB) vom 
2. Mai 1973 (Jugendhilfe, 1973/7/8, S. 213).

Umtausch von Waren - Rückgabe einer qualitätsge­
rechten, noch nicht benutzten Ware an den Verkäu­
fer im Austausch gegen eine andere Ware. Der U. ist 
ein / Kundendienst des Einzelhandelsbetriebes, auf 
den der Käufer keinen Anspruch hat (§ 146 ZGB). 
Ein Wunsch auf U. sollte möglichst bald nach dem 
Kauf in der Verkaufseinrichtung vorgetragen wer­
den, in der die Ware erworben wurde. Im Zweifels­
fall hat der Käufer das durch einen entsprechenden 
Beleg (z. B. Kassenzettel) nachzuweisen. Wird dem 
Wunsch entsprochen, erhält der Käufer an Stelle der 
zurückgegebenen Ware eine andere; eine mögliche 
Preisdifferenz ist durch Nachzahlung bzw. Rücker­
stattung auszugleichen. Einige Waren, wie z. B. Un­
terwäsche, Strümpfe, Kosmetika, sind aus hygieni­
schen Gründen vom U. ausgeschlossen, es sei denn, 
sie befinden sich noch in der verschweißten Folien­
packung. Bei Waren, die leicht beschädigt werden 
können (Schallplatten, Bücher), oder bei Meterware 
kann ebenfalls der Umtausch ausgeschlossen wer­
den. Der Ausschluß des U. berührt nicht das Recht 
des Käufers, wegen eines Mangels der Ware / Ga­
rantieansprüche geltend zu machen (§ 146 Abs. 2 
ZGB); die Übergabe einer neuen Ware gegen Rück­
gabe der mangelhaften (/* Ersatzlieferung) im Rah­
men der / Garantie ist kein U.

Umzugskostenvergütung - Erstattung der Kosten, 
die dem Werktätigen bei einem auf Anordnung des 
Betriebes vollzogenen Wohnungswechsel notwendig 
entstanden sind. Zur Erstattung ist der Betrieb ver­
pflichtet, der den Umzug angeordnet hat. Die An­
ordnung ist als gegeben anzusehen, wenn ein Werk­
tätiger im Zusammenhang mit einem / Überlei­
tungsvertrag den Wohnort wechseln muß oder wenn 
ein Werktätiger, der bei seiner Einstellung nicht am 
Arbeitsort wohnte und deshalb / Trennungsent­
schädigung erhielt, an den Arbeitsort umzieht. Auch
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